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Antrag 

des Abgeordneten Bueb und der Fraktion DIE GRÜNEN 


Grundrente statt Altersarmut 


Der Bundestag wolle beschließen: 

1. Die Verhinderung der Altersarmut, die Gleichstellung der 
Frauen im Rentenrecht imd die Vereinheitüchimg der Alters- 
sicherungssysteme erfordert eine langfristig angelegte, grund- 
legende Rentenreform. Einen Einstieg stellen die folgenden, 
kurzfristig möglichen Lösungsschritte dar: 

a) Durch eine sukzessive Anhebung der Gesamteinkommen 
von Rentnerhaushalten auf mindestens 1000 DM pro Person 
durch die gesetzhche Rentenversicherung \md durch die 
Einbeziehimg von Gruppen in die gesetzliche Rentenver- 
sichenmg, die bislang ohne Anspruch sind, ist das Problem 
der grassierenden Altersarmut anzugehen. 

b) Parallel dazu ist das Beitragsvolumen der gesetzhchen Ren-, 
tenversicherung durch die schrittweise Einbeziehimg der 
Beamten, Selbständigen und Freiberufler deuüich auszu- 
weiten, wodurch die sukzessive Anhebimg der niedrigen 
Alterseinkommen auf das Niveau der künftigen Grundrente 
finanzierbar ist. Pensionen und Renten oberhalb der künftig 
geltenden, höchstmögUchen Gesamtversorgung aus Gnmd- 
und Zusatzrente werden in der Übergangszeit eingefroren. 

c) Kindererziehungszeiten in Höhe von mindestens drei Jahren 
pro Kind für alle Rentnerinnen und Rentner, d. h. also auch 
für die jetzigen Rentnerinnen sind einzuführen und mit 
dem Durchschnitt der rentenversicherungspflichtigen Ein- 
kommen zu bewerten. 

d) Der Bimdeszuschuß an die gesetzhche Rentenversicherung 
ist sofort oder spätestens in Teüschritten iimerhalb von drei 
Jahren auf mindestens 30 % der Rentenausgaben anzu- 
heben, um die nicht beitragsgedeckten, sogenannten 
„Fremdleistungen" zu finanzieren. 

e) für Erwerbslose ist die voUe Beitragszahlung der Bundes- 
anstalt für Arbeit an die gesetzhche Rentenversicherung 
wiederherzustehen. 

f) Um dem Anspruch des Bimdesverfassungsgerichtes auf eine 
GleichsteUung von männhchen und weibhchen Hinterbhe- 
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benenrentenempfänger/innen kurzfristig zu genügen, ist 
eine formale Gleichstellung von Witwern und Witwen aus- 
reichend. Männern und Frauen würden bei Tod des Ehegat- 
ten eine bedingte Witwen- und Witwerrente als zeitlich 
befristete Übergangslösung zuerkannt. Eine solche Über- 
gangslösung hat den Vorteü, daß sie von Anfang an auf 
Revision angelegt ist. 

2. Eine grundlegende Rentenreform muß allen alten Menschen 
unabhängig von ihrer früheren Position im Erwerbsleben ein 
auskömmliches Leben frei von Armut und materieller Un- 
sicherheit garantieren. Sie muß daher zum einen auf die Ein- 
fühnmg einer steuerfinanzierten Grundrente in Höhe von min- 
destens 1000 DM im Monat, jährlich dynamisiert, hinführen, 
die jede/r deutsche/n Staatsbürger/in und allen Ausländer/ 
innen mit Niederlassungsrecht zusteht. Die Grundrenten- 
berechtigung hat mit dem 60. Lebensjahr zu beginnen. Ober- 
halb der Grundrente wird eine obligatorische Zusatzrente kon- 
zipiert, die sich allein aus Beiträgen der Erwerbstätigen finan- 
ziert und deren Rentenleistungen beitragsbezogen sind. Die 
Zusatzrente stellt in dieser Rentenreformperspektive eine 
Pflichtversicherung für alle Erwerbstätigen dar, einschließlich 
der Selbständigen, Beamten und Landwirte. 

Bonn, den 18. Juni 1985 

Bueb 

Hönes, Schmidt (Hamburg-Neustadt) und Fraktion 
Begründung 

Seit Jahren wird in der Rentenpolitik nichts als kurzfristiges 
Krisenmanagement betrieben. Vorstellungen über langfristige 
Reformen, die jetzt und über das Jahr 2000 hinaus eine ausrei- 
chende Alterssicherung für die gesamte Wohnbevölkerung bie- 
ten, fehlen bisher völhg. 

Allein die Hektik der Beitragssatzanhebungen (Anhebung von 
18,^ % auf 18,7 % zum 1. Januar 1985 und auf 19,2 % zum 1. Mai 
1985, nachdem zum 1. Januar 1984 die Beitragspflicht auf 
Urlaubs- und Weihnachtsgeld ausgedehnt worden war) imd das 
Manipuheren an den Rentenanpassungen (Anpassung zum 1. Juli 
1985 um 1,41 %) machen die Inkompetenz der Bundesregierung 
in Sachen Rentenpolitik offensichtlich. Diese Inkompetenz der 
Bimdesregienmg ist vor dem Hintergrund der grassierenden 
Altersarmut und der andauernden Diskriminierung der Frauen im 
Rentenrecht nicht mehr erträglich. 

Anstelle den Auftrag des Bundesverfassungsgerichts vom 12. Mai 
1975 zu einer Gleichstellung von Männern und Frauen in der 
Hinterbliebenenversorgimg zu dem zu nutzen, was die etablierten 
Parteien den Wählerinnen über Jahre versprochen hatten, näm- 
hch zu einer umfassenden „Rentenreform '84" mit dem Ziel der 
Gleichstellung der Frauen im Rentenrecht, ließ die Bundesregie- 
rung den Termin (1. Januar 1985) verstreichen, den das Gericht 
zum Inkrafttreten einer Neuregelung vorgeschrieben hatte. 
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Sofern es den Regierenden nur um eine Gleichstellung der Män- 
ner gegenüber den Frauen geht - und das ist der Kern des 
Bundesverfassungsgerichts -Auftrages - genügte allerdings die 
Übergangsregelung, die beispielsweise Professor Winfried 
Schmähl (in: Deutsche Rentenversicherung 5/85) vorgeschlagen 
hatte und die in Punkt If) dieses Antrags aufgegriffen wurde. 
Geht es den Parteien allerdings um eine Gleichstellimg der 
Frauen gegenüber den Männern, so ist eine tiefgreifende Renten- 
reform imverzichtbar. 

Das seitens der Bundesregierung vorgelegte „Hinterbliebenen- 
und Erziehungszeitengesetz", das sogenannte „Anrechnungs- 
modell" entspricht nicht den Anforderungen, die sich aus der Not 
vieler Rentnerinnen ergeben. 

Auch das seitens der Fraktion der SPD vorgelegte Rentenreform- 
konzept wird die zentralen Probleme der Alterssicherung - die 
Altersarmut, das Fehlen einer eigenständigen Alterssicherung der 
Frauen, die Ungerechtigkeiten des „gegliederten Systems" sowie 
das Problem der sich verändernden Altersstruktur der Bevölke- 
rung - nicht lösen. 

Es ist daher unverzichtbar, bereits bei der Entscheidung über eine 
Reform der Hinterbliebenensicherung langfristige Rentenreform- 
perspektiven zu berücksichtigen. Allein die Fraktion DIE 
GRÜNEN hat bislang Vorschläge zu einer Rentenreform vor- 
gelegt, die den Ansprüchen einer 

— Verhinderung von Altersarmut, 

— einer voll eigenständigen Alterssicherung der Frauen und 

— einer Harmonisierung der verschiedenen Zweige der Alters- 
sicherung 

entsprechen. 

Daß es Altersarmut gibt, wird von Regierungsseite zwar nicht 
gnmdsätzlich bestritten, jedoch bagateUisiert - als sei es ein 
Problem einer winzigen Gruppe und letztlich individuell verur- 
sacht. Aber das Gegenteü ist der Fall: Nach den Ergebnissen des 
Mikrozensus 1982 hatten über eine halbe Million Personen in 
Rentnerhaushalten weniger als 600 DM und insgesamt 5,7 Millio- 
nen Personen in Rentnerhaushalten weniger als 1000 DM pro 
Kopf zum Leben! 

Von den Einpersonenhaushalten mit weniger als 600 DM Einkom- 
men waren 80% alte Frauen, in der Mehrzahl Witwen. Hieran 
zeigt sich deutlich die systematische Bedingtheit von Altersarmut: 
Weü das Alterssicherungssystem die Leistung, mit der der 
Bestand dieses Systems steht und fällt, nämlich die Kindererzie- 
hung schlichtweg ignoriert, weü Frauen keine eigenständige Ein- 
kommenssicherung haben, weü Lohndiskriminierungen durch die 
Rentenformel ins Alter fortgeschrieben werden und Erwerbslosig- 
keit, insbesondere auch Jugenderwerbslosigkeit, sich in der Rente 
niederschlägt, deshalb ist das Risiko, den Lebensunterhalt in 
Armut verbringen zu müssen, kein Einzelrisiko. Besonders hoch 
ist dieses Risiko für Frauen, die Kinder erzogen. Gebrechliche 
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gepflegt und dem Mann die Hausarbeit verrichtet haben und 
deshalb keine oder nur geringe Beiträge zu ihrer Alterssicherung 
zahlen konnten. 

Mit der seitens der Regierung penetrant hochgehaltenen „Lei- 
stungsbezogenheit" der Alterseinkommen wird deshalb ein Lei- 
stungsbegriff fortgeschrieben, der „Leistung" mit Einkommen 
gleichsetzt. Ein Arbeitsmarkt wird zementiert, der sich mehr an 
den gesellschaftlichen Machtverhältnissen als am gesellschaft- 
lichen Nutzen der Arbeit ausrichtet, und es werden die Regeln des 
Patriarchats im Rentenrecht verewigt. 

Die Wahrscheinlichkeit, im Alter arm zu werden, zeigt sich auch 
darin, daß nach der jetzigen Rentenformel die Witwe eines Durch- 
schnittsverdieners, der 43 Versicherungsjahre hat, eine Witwen- 
rente erhält, die geringer ist als die Sozialhilfezahlung für alte 
Menschen. Eine Hinterbliebenenrente ersetzt daher nicht die Not- 
wendigkeit einer eigenständigen Alterssicherung der Frauen. 

Die Hinterbliebenenrenten „reform" der Bundesregierung scha- 
det den Frauen: Sie erweitert die Hinterbliebenenrentenansprü- 
che für Männer, beschneidet die Ansprüche der Frauen, stellt 
dabei insgesamt Arbeitnehmer im Vergleich zu Beziehern anderer 
Einkommensarten schlechter und von ihr ist ohnehin noch nicht 
klar, ob sie verfassungskonform wäre (zur verfassungsrechtlichen 
Problematik die Stellungnahmen von Prof. Krause und Prof. 
Papier in „Deutsche Rentenversicherung" 5/1985). 

Die auf den ersten Blick familien- und frauenfreundlich erschei- 
nende Komponente des Regierungsplans, die Berücksichtigung 
von Kindererziehungszeiten, ändert an den Zuständen nichts: Nur 
wenige Frauen werden kleine VorteUe davon erfahren. Bei 
Frauen, die erwerbstätig sind, wird der jetzt bereits abgesicherte 
Mutterschaftsurlaub in das „Babyjahr" eingerechnet, wer einiger- 
maßen verdient, bekommt gar keine zusätzlichen Werte gut- 
geschrieben. Vor allem aber bleiben Frauen, die im nächten Jahr 
über 65 Jahre alt sein werden, generell unberücksichtigt, so daß 
die jetzt bestehende Armut unter der „Trümmerfrauengenera- 
tion" nicht einmal ansatzweise gemildert wird. Auch im SPD- 
Modell der „Teilhaberente" wird keine eigenständige Sicherung 
der Frauen realisiert. Statt dessen würden damit berufstätige 
Ehefrauen unabhängig von der Höhe ihres Einkommens schlech- 
ter gestellt werden. 

„Leistungsbezogenheit" der Alterseinkommen scheint sich daher 
auf die Leistung zu beziehen, die eigenen Interessen im parla- 
mentarischen Raum durchzusetzen. Ein Vergleich der Altersein- 
kommen aus den verschiedenen Alterssicherungszweigen macht 
dies offensichtlich. 

So übersteigen die Altersbezüge eines Beamten oder eines ver- 
sicherungspflichtigen Arbeitnehmers im öffentlichen Dienst das 
Alterseinkommen eines versicherungspflichtigen Arbeitnehmers 
außerhalb des öffentlichen Dienstes um rund ein Drittel. Die 
Systemunterschiede zeigen sich besonders deutlich darin, daß im 
Beamtenrecht das Risiko der Altersarmut wirksam reduziert ist: 
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Bereits nach fünf Dienstjahren wird ein Anspruch auf eine Min- 
destversorgung erworben, die 1985 mehr als 1 600 DM im Monat 
beträgt. Vergleichbar ist die „Grundrente“, die sich die Abgeord- 
neten des Deutschen Bundestags genehmigten; Nach sechs Jah- 
ren Bundestagszugehörigkeit erwerben sie einen Anspruch auf 
ein Alterseinkommen von derzeit 2 000 DM monatüch. 

Vor diesem Problemhorizont hat die Fraktion DIE GRÜNEN 
Reformperspektiven entwickelt und ein Rentenmodell ausge- 
arbeitet, dessen Hauptbestandteile im Antrag enthalten sind. 

Für dieses Modell errechnete das Deutsche Institut für Wirt- 
schaftsforschung (DIW) in Berün im Auftrag der GRÜNEN Kosten 
und Finanzierungsmögüchkeiten. In dieser Untersuchung wurde 
davon ausgegangen, daß im Jahre 1982 (Bezugsjahr aufgrund 
hierfür am aktuellesten verfügbarer Daten) das alternative Ren- 
tenmodell bestanden hätte. Probleme des Übergangs vom heu- 
tigen in das künftige System waren nicht Gegenstand der Unter- 
suchung. Die im Antrag enthaltenen Übergangsvorschläge und 
Einstiegsschritte müssen daher noch auf ihre finanziellen Konse- 
quenzen hin berechnet werden. 

Im folgenden sollen die wichtigsten Daten des Gutachtens zusam- 
mengefaßt werden, um die Realitätsnähe des Vorschlages zu 
begründen. 

Die Grundrente soll im Jahr 1985 1 000 DM betragen. Dies ent- 
spricht einem Betrag von 900 DM im Jahr 1982, dem Bezugsjahr 
des Gutachtens. Empfängerkreis der Grundrente soll die gesamte 
Wohnbevölkerung im Alter von 60 Jahren und älter sein. Hieraus 
errechnet sich für das Jahr 1982 ein Finanzierungsvolumen von 
131 MiUiarden DM. 

Da die Grundrente aus Steuern finanziert werden soll, wurde 
dieses Finanzvolumen in Beziehung gesetzt zu den Leistungen, 
die auch im heutigen System der Alterssicherung steuerfinanziert 
sind und einem vergleichbaren Ziel wie die Grundrente, nämüch 
der Einkommensübertragung für den Lebensunterhalt alter Men- 
schen dienen. Hierzu gehören nicht nur die Pensionen und Alters- 
renten, sondern weitere Sozialleistungen wie beispielsweise die 
Sozialhüfe für Personen über 60 Jahre. Diese steuerfinanzierten 
Leistungen behefen sich 1982 auf 76 Milüarden DM. Zur Finanzie- 
rung der Grundrente sollen des weiteren die Arbeitgeberbeiträge 
zur Rentenversicherung eingesetzt werden. Diese behefen sich 
1982 auf 39 Milharden DM, so daß insgesamt die Grundrente nur 
ein Finanzvolumen von 16 Müliarden DM mehr erfordert als 
bereits heute aus Steuermitteln bzw. durch Arbeitgeberbeiträge 
aufgebracht werden. 

Die Arbeitgeberbeiträge könnten durch eine Bruttowertschöp- 
fimgsteuer aufgebracht werden. Damit wäre der Finanzierungs- 
anteil des Unternehmenssektors nicht mehr an die beitragspflich- 
tige Bruttolohn- und Gehaltssumme gebunden und die Belastung 
der einzelnen Unternehmen wäre nicht mehr davon abhängig, mit 
welcher Lohn- bzw. Kapitahntensität das Unternehmen seine 
Wertschöpfung ersteht. Im Gutachten wurde eine „bereinigte 
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Bruttowertschöpf ungsteuer '' als Bemessungsgrundlage der 
Steuer verwendet. Zur Finanzierung des notwendigen Aufkom- 
mens von demnach 55 Milliarden DM wäre ein Steuersatz von 
4,7 % notwendig. Ergänzend oder alternativ könnte die steuer- 
finanzierte Grundrente auch durch eine Reform der Einkommens- 
und Vermögensbesteuerung oder durch gestaffelte Mehrwert- 
steuersätze aufgebracht werden. 

Zu berücksichtigen ist bei den Berechnungen der Mehraufwen- 
dungen allerdings, daß durch eine steuerfinanzierte Grundrente 
der Kreis der gesicherten Personen die gesamte Wohnbevölke- 
rung umfaßt. So sind allein bei den 3,2 Milhonen Selbständigen 
Ausgaben für die private Alterssicherung in der Höhe dieser 
Grundrente mit 12 MiUiarden DM im Jahr zu veranschlagen. 
Dieser Betrag muß künftig für die staathche Finanzierung der 
Grundrente zur Verfügung stehen. Die Mehrkosten für die Volks- 
wirtschaft betragen damit nur etwa 4 Milharden DM. 

Der Unterschied der grünen Rentenreformpläne zu den Vorschlä- 
gen von Wirtschaftsminister Dr. Bangemann oder dem CDU- 
Pohtiker Prof. Biedenkopf, die beide ebenfalls eine steuerfinan- 
zierte Grundrente in die Diskussion gebracht haben, zeigt sich 
deuthch bei einem Vergleich der vorgeschlagenen Beträge. Wäh- 
rend die Wirtschaftshberalen über das Niveau der Sozialhilfe 
nicht hinausgehen wollen, fordern die GRÜNEN eine Grundrente, 
die Altersarmut abschafft. Der zweite Unterschied, der vor allem 
Gewerkschafter gegen die Ideen dieser Pohtiker aufbrächte, hegt 
in der Absicht, die gesetzhche Altersvorsorge einzuschränken, 
also den Rückzug des Staates aus der Alterssicherung einzuleiten. 
Dem setzen die GRÜNEN die gesetzhche Zusatzversicherung 
entgegen. 

Im übrigen lohnt sich gerade bezüglich der Grundrente ein Blick 
über die Grenzen: Sowohl in Schweden als auch in den Nieder- 
landen ist sie längst eingeführt. Materielle Altersarmut ist seitdem 
dort kein sozialpohtisches Problem mehr. Die holländischen 
Erfahrungen mit einer auskömmhchen Grundrente (ca. 1 500 DM/ 
Monat pro Ehepaar; ca. 1 000 DM pro Alleinstehenden) belegen 
darüber hinaus die emanzipatorische Wirkung einer garantierten 
Grundsicherung: weil keine/r Angst haben muß, in Armut leben 
zu müssen, verfügen die alten Menschen in diesen Ländern über 
ein hohes Selbstbewußtsein. 

Die zweite Säule des hier vorgeschlagenen Rentenreformmodells 
bildet die beitragsbezogene Zusatzrente. Damit wird der Tatsache 
Rechnung getragen, daß sich aus der Differenzierung der 
Erwerbseinkommen und daraus entstehender Unterschiede im 
Lebensstandard der Wunsch nach Differenzierung der Altersein- 
kommen ergibt ( „ Lebensstandardsicherung " ) . 

Die Versicherungspflicht ist aus drei Gründen erforderhch: 
Erstens, weü die Ausgaben im Umlage verfahren finanziert wer- 
den sollen, was eine Stetigkeit des Versichertenkreises erfordert, 
der bei freiwühger Mitghedschaft nicht gewährleistet ist. Zwei- 
tens, weü Umverteüimgselemente, z. B. die Berücksichtigung der 
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Kindererziehungszeiten, vorgesehen sind, weshalb die Möghch- 
keit ausgeschlossen werden soll, daß sich einzelne - oder ganze 
Berufsgruppen wie im jetzigen System - des Beitrags zur Sozial- 
versicherung entziehen. Der dritte Grund für die Versicherungs- 
pflicht ist ein wirtschafts- und finanzpohtischer: existieren näm- 
hch oberhalb einer steuerfinanzierten Grundrente nur noch Mög- 
hchkeiten privater Alterssicherung (z. B. private Lebensversiche- 
rungen, Immobüien), wie dies die neohberalen Vertreter einer 
Grundrente propagieren (Bangemann, Biedenkopf/Miegel), so 
hätte dies immense Auswirkungen auf den Kapitalmarkt und auf 
die Märkte für Sachvermögenswerte wie z. B. den Immobilien- 
markt, mit entsprechenden sozial und ökologisch negativen 
Folgen. 

Für die Zusatzversicherung sollen weiterhin folgende Grundsätze 
gelten: 

— Die Rente der/s Versicherten ist beitragsbezogen: Sie errech- 
net sich nach einer Rentenformel, die - wie im heutigen 
System - die Höhe der Beiträge und die Anzahl der Versiche- 
rungsjahre berücksichtigt; 

— drei Jahre Kindererziehung pro Kind werden die Beitragszah- 
lung einer/s durchschnittüchen Versicherten bewertet (im 
Unterschied zu den Vorstellungen von Bundesregierung und 
SPD mit nur je einem „Babyjahr“); 

— bei Ehepaaren werden die während der Ehe gezahlten Bei- 
träge je zur Hälfte beiden Partnern zugerechnet (Beitragsspht- 
ting), so daß auch der nichterwerbstätige bzw. geringverdie- 
nende Ehepartner Zusatzrentenansprüche in gleicher Höhe 
erwirbt. Für nichtehehche Lebensgemeinschaften ist ein frei- 
wilhges Beitragssphtting möghch; 

— die Rentenausgaben werden ausschließhch aus Beiträgen der 
Versicherten finanziert. 

Bei einer Grundrente von 900 DM (1982; für 1985 wären das 1 000 
DM) ist nach dem Rentenmodell ein Bruttoerwerbseinkommen bis 
zu 1 200 DM beitragsfrei, weü bis zu dieser Grenze das Altersein- 
kommen mindestens 100 Prozent des früheren Nettoeinkommens 
beträgt. Zudem wurde eine Beitragsbemessungsgrenze in Höhe 
von 6 000 DM im Monat festgesetzt, oberhalb derer Beiträge wie 
Rentenleistungen konstant bleiben. Somit wären im Jahr 1982 ca. 
20,5 Milhonen Erwerbstätige, davon 3,2 Millionen Selbständige, 
versichert gewesen. 

Für die konkrete Ausgestaltung einer solchen Zusatzversicherung 
müssen verschiedene weitere Parameter politisch festgelegt wer- 
den. Bei der im folgenden dargestellten Ausgestaltungsmöglich- 
keit wurde der Beitragssatz und das Absicherungsniveau, das 
heißt das Verhältnis von Alters- zu Erwerbseinkommen, als Orien- 
tierungsniveau vorgegeben. Der Beitragssatz wurde mit 9 Prozent 
des gesamten Einkommens der Versicherten - entsprechend dem 
tatsächhch 1982 zu zahlenden Satz - festgesetzt. Auch das zu 
erzielende Alterssicherungsniv>eau sollte dem im gegebenen 
System erreichbaren Niveau entsprechen, wonach eine Person mit 
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40 Versicherungsjahren, die immer den Durchschnitt aller Versi- 
cherten verdient hat, eine Rente von 45 Prozent der Bruttolohn- 
und Gehaltssumme erzielt. 

Anders als in der bestehenden gesetzlichen Rentenversicherung 
steigt im hier vorgeschlagenen Reformmodell der Beitragssatz - 
bezogen auf das gesamte Einkommen - wegen des Versiche- 
rungsfreibetrages progressiv bis zur Beitragsbemessungsgrenze. 
Das Absicherungsniveau verhält sich umgekehrt: Wegen der 
Kombination aus Grundrente und Zusatzrente sinkt es mit zuneh- 
mendem Einkommen. Beide Effekte sind unter Verteilungsge- 
sichtspunkten erwünscht. 

Bei diesen Zielgrößen hätten sich 1982 im alternativen Renten- 
modell folgende Belastungen ergeben: Nach 35 Versicherungs- 
jahren erwirbt die/der durchschnittliche Versicherte eine Gesamt- 
rente von 1 519 DM. Zum Vergleich: Nach der jetzigen Rentenfor- 
mel erhält ein Durchschnittsverdiener nach 40 Versicherungsjah- 
ren eine Rente von 1 205 DM. Einer Grundrente von 900 DM hätte 
eine Gesamtrente von 2 368 DM gegenübergestanden. Im Jahr 
1985 entspräche dies einer Rentenspanne von 1000 DM bis ca. 
2 600 DM; für ein (Ehe-)Paar würde sich die Gesamtversorgung 
damit in einer Spanne zwischen 2 000 und ca. 5 200 DM bewegen. 

Bei diesen Werten hätten sich die Rentenausgaben im Jahr 1982 
auf insgesamt 194 Milliarden DM belaufen (ohne Kindererzie- 
hungsjahre), also 24 Milliarden DM mehr als nach den Berech- 
nungen des DIW an öffentlichen Leistungen für Personen im Alter 
von 60 und mehr Jahren ausgegeben wurde. Bei diesem Vergleich 
ist allerdings zu bedenken, daß der Kreis der durch das neue 
Alterssicherungssystem erfaßten Personen die gesamte Wohnbe- 
völkerung einschließt und daß für den durchschnitthchen Arbeit- 
nehmer ein höheres Absicherungsniveau erzielt wird. 

Würde das jetzt erreichbare Alterssicherungsniveau zugrunde 
gelegt, so wäre für den durchschnittlichen Arbeitnehmer/in die 
Beitragsbelastung niedriger gewesen als nach geltendem Recht. 
Je weiter das Einkommen unterhalb des Durchschnitts liegt, desto 
höher wäre die Entlastung bei gleichzeitig höheren zu erwarten- 
den Alterseinkommen für diese Personengruppe. Das Umvertei- 
lungspotential ist also beträchtlich. Verhinderung von Armut im 
Alter ist finanzierbar. Dies erfordert keineswegs eine Einheits- 
rente —jedoch eine Grundrente für alle. 

Die im Antrag aufgeführten kurzfristig zu ergreifenden Maßnah- 
men stellen Schritte in Richtung auf eine langfristig anzulegende 
Rentenreform dar. Insbesondere die Frage der Finanzierbarkeit 
einer Übergangslösung steht gewöhnlich im Mittelpunkt der Dis- 
kussion. 

Auf der Basis der Daten des Mikrozensus würde die geforderte 
Mindestsicherung mit Anrechnung sämthcher Einkommen bei 
einem Sicherungsbetrag von 1 000 DM pro Person etwa 13 Milliar- 
den DM im Jahr kosten. 

Die Übergangsschritte sehen deshalb zum einen vor, die sukzes- 
sive Einbeziehung der Beamten, Selbständigen und Freiberufler 
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in die Beitragspflicht mit einer gleichfalls sukzessiven Anhebung 
der untersten Rentnerhaushalte auf 1 000 DM pro Person systema- 
tisch zu verknüpfen. Da zum zweiten die eigenständigen Renten- 
ansprüche, insbesondere die Ansprüche der Frauen, auf eine 
potentielle Gesamtversorgung von ca. 2 600 DM für eine bzw. 
5 200 DM für zwei Personen, also auf das deutlich höhere Durch- 
schnittsrentenniveau im alternativen Rentenmodell, erst im Laufe 
einiger Jahre erworben werden, dürfte in der Übergangszeit ohne 
weitere Finanzbelastung der öffentüchen Haushalte ausge- 
kommen werden. 

Mehrkosten verursacht - allerdings im jetzigen Rentensystem 
noch mehr - die sofortige Finanzierung von drei Kindererzie- 
hungsjahren pro Kind während der Übergangsphase, Die Mehr- 
belastungen werden allerdings bei Einführung der steuerfinan- 
zierten Grundrente und beim Wirksamwerden des BeitragsspUt- 
tings deuthch sinken. 

Die gleichfalls geforderte Anhebung des Bundeszuschusses an die 
gesetzliche Rentenversicherung sowie die Wiederherstellung der 
voUen Beitragsleistung der Bundesanstalt für Arbeit an die Ren- 
tenversicherung dienen in diesem Zusammenhang weniger der 
Absicherung des Übergangs in das alternative Rentensystem - 
denn dieser ist in jedem Fall durch Einbeziehung der gesamten 
Bevölkerung finanzierbar - als vielmehr der Konsohdierung der 
Rentenfinanzen angesichts der demographischen Entwicklung. 
Darüber hinaus würde dadurch auch die verfassungsrechthche 
Unbedenklichkeit einer steuerfinanzierten Grundrente gewähr- 
leistet, denn mit diesen Maßnahmen erfolgt eine Ausweitung des 
steuerfinanzierten Teüs der Rentenausgaben, der keiner Beitrags- 
äquivalenz und damit auch nicht dem relativen Eigentumsschutz 
unterliegt. 

Dem verfassungsgerichthch bestätigten Eigentumsschutz von 
Rentenanwartschaften kann durch die langfristig vorbereitete 
Überführung dieser Anwartschaften in Zusatzrentenansprüche 
Rechnung getragen werden. Gleiches gilt für die Anwartschaften 
auf Pensionen. Eine Überführung erfolgt allerdings immer nur bis 
zuni Niveau der höchstmöglichen Gesamtversorgung. Darüber 
hinausreichende Anwartschaften werden abgeschmolzen. Dem 
Eigentumsschutz steht zudem einer schrittweisen Annäherung 
von Grundrente und höchstmöglicher Gesamtrente auch deshalb 
nichts entgegen, weil er sich immer nur auf die relative Einkom- 
mensposition innerhalb der Gruppe der Rentenempfänger/innen, 
nicht aber auf absolute Beträge bezieht. 

Ein weiterer Komplex von Einwendungen betrifft die Hinterblie- 
benenversorgung und das Fehlen einer Absicherung im Invalidi- 
tätsfall im alternativen Rentenmodell. Diese Zweifel können 
jedoch leicht ausgeräumt werden. In der Übergangszeit bleiben 
die heutigen Regelungen in Kraft, für den Bereich der Hinterblie- 
benensicherung ist auf den Punkt 1 f) des Antrags zu verweisen. 
Langfristig kann jedoch bei Einführung dieses alternativen Ren- 
tenmodells auf eine Hinterbhebenensicherung verzichtet werden, 
weü eine voll eigenständige Existenzsicherung der sozialen Reali- 
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tät und den Bedürfnissen vor allem der Frauen erheblich mehr 
entspricht als die heutigen, vom Manne abgeleiteten Regelungen. 

Eine Rentenreform im Sinne des alternativen Modells erfordert 
daher ergänzende staatliche Maßnahmen für Hinterbüebene im 
Erwerbstätigen- und Kindesalter. So muß für Witwen unter 60 
Jahren die Teilhabe an der Erwerbsarbeit gefördert werden 
(„Recht auf Arbeit") bzw. dann, wenn kein Erwerbsarbeitsplatz 
zur Verfügung gestellt wird, ein Erwerbslosengeld zur Sicherung 
des Lebensunterhalts gezahlt werden („Recht auf Einkommen"). 
Diese Giundsicherung muß nach Meinung der GRÜNEN auf 
mindestens 1 000 DM angehoben werden. 

Das Haushaltseinkommen von Hinterbliebenen mit Kindern muß 
durch ein bedarfsgerechtes Kindergeld und durch ein auskömm- 
liches Erziehungseinkommen - für Männer und Frauen - gesi- 
chert werden. Bei einem Vergleich dieser Vorschläge mit den 
jetzigen Hinterbliebenenrenten - wie auch mit den Rentenvor- 
schlägen der Bundesregierung und der Fraktion der SPD - ist zu 
bedenken, daß diese im Regelfall zur Sicherung des Lebensunter- 
halts nicht ausreichen, da sie sich weder am Bedarf der Hinterbüe- 
benen noch am vorherigen Haushaltseinkommen orientieren, 
sondern nur an der zu erwartenden Altersversorgung des Verstor- 
benen. 
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